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burger Staat
setzt kultur-

politisch alle
seine Chan-
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und die heißt

Pei-Projekt.
Der Staat ist

damit zum
Hindernis in

der sozio-
kulturellen

Entwicklung
geworden.

Volk läßt sich absetzen, sehr wohl aber eine ihm un-
tragbar gewordene Regierung. Wir bauen auf die
Einsicht und den Mut einer genügend großen Anzahl
von Mehrheitspolitikern, sich am Exempel "Pei-
Projekt" dem Diktat der Regierung und einem, von
vornherein verwerflichen Fraktionszwang zu wider-
setzen.

"Mit Bescheindenheit kann ein kleines Land an

Größe gewinnen," sagte kürzlich in Anwesenheit des
Großherzogs der Historiker und Ehren-Hofmarschall
Christian Calmes2.
In diesem Sinne sollte meines simplen Bürger-Erach-
tens das Museum für zeitgenössische Kunst, zumal
als Geschenk an den Großherzog, ein bescheid enes,

dem konkreten und geistigen Format unseres Landes
entsprechendes Denkmal der Einheit aller Luxem-
burger in der Erkenntnis der kulturellen Einflüsse auf
die Entstehung ihrer Unabhängigkeit werden.

Wird aber diesem bescheidenen, von fast jedem, auf-
geschlossenen Bürger begrüßten Museum. auf
Kosten der Steuerzahler ein protzig-lächerlicher
Prestige-Palast aufgepfropft, dann wird im selben
Zuge das Projekt zum Sprengsatz zwischen einer
Elite und der Masse der Bevölkerung, zwischen deut
Großherzog und dem Volk.

Dann wird die Kultur einmal mehr als Privileg der
Mächtigen mißbraucht, wie zur Zeit der Alleinherr-
schaft von Diktatoren, von Königen und Kardinälen.

Wäre die feudale Einstellung zu Kunst und Kultur
nicht spätestens seit der Französischen Revolution
außer Kurs gesetzt, so müßten die soeben in den Ca-
lanques bei La Ciotat entdeckten, begnadeten Schöp-
fungen der Höhlenmaler allesamt in den exklusiven
Besitz von Präsident M itterand gelangen, der sie
dann großzügig als Maizen den? Volke wiederschen-
ken könnte.
Aber DIE Zeiten sind ja glücklicherweise vorbei. Sie
waren nur ein Irrweg der Geschichte.

Immer mehr
Kulturgewerkschaften!

Seit Beginn der Menschheit haben die Kunstschaf-
fenden durch ihr Wirken und ihre Werke am denno-

kratischem Reifungsprozeß aktiv mitgewirkt. Weise
Staatsmänner haben diesen Einfluß immer zugunsten
eines positiven Verhältnisses zwischen Staat und
Volk zu nutzen verstanden.

Nur ein kulturpolitisch unterentwickelter Staat wie
Luxemburg verweigert neuerdings wieder den
Künstlern und Denkern ihre Rechte auf volle Entfal-
tung und zwingt sie dazu, immer mehr gewerk-
schaftsähnliche, kulturelle Druckgruppen zu bilden,
wie schon Dinger die Latein- und die Philosophiepro-
fessoren, wie die Schriftsteller, wie neuerdings die
bildenden Künstler, wie zuletzt auch die Bibliothe-
kare, die Archivisten und die Dokumentalisten. Sie
alle können sich gegen die staatliche Unkultur unter
Sauter und Steichen nicht mehr anders als kollektiv
wehren. Der Luxemburger Staat setzt kulturpolitisch
alle seine Chancen auf eine einzige Karte, und die
heißt Pei-Projekt. Der Staat ist damit zum Hindernis
in der soziokulturellen Entwicklung geworden. Er
bewegt sich heute diametral entgegengesetzt zur
Zielrichtung von Robert Krieps.

In der Bevölkerung hingegen hat der Künstler längst
seine Anerkennung als leitender Kulturträger gefun-
den. Ja, die Kunst hat in allen ihren Ausdrucksfor-
men, (weitaus mehr als der gewaltgetragene Auf-
stand), seit jeher wesentlich mitgeholfen, den Men-
schen von allen Zwängen zu befreien und zur vollen
Emanzipierung seiner selbst zu bringen.

Bar jedes bloßen Pomps, wie er im Pei-Building in
Glas gefaßt und überdimensional als Protzwerk der
staunenden Welt vor Augen gehalten werden soll, er-
füllen Kunst und Kultur seit urdenklichen Zeiten die
Herzen der Menschen.

Kultur und Demokratie wurden vont Beginn der
Zeiten an wie Kette und Faden vom Webstuhl der
Evolution einheitlich in einander verwoben. Jeder
Versuch, sie in größenwahnsinnigem Gigantismus
zu entzweien, ist nur törichte Besserwisserei einer
fehlorientierten Politik und einer überheblichen Ex-
pertitis, der kein verantwortungsbewußter Politiker
auf den Leim gehen soll.

Rosch Krieps
1) "Dérives et tergiversations" L.L. Nr.46/15.11.1991
2) "Luxemburger Wort", 23.10.1991

Viele Fragen, keine Antwort
Die Kammerdebatte zur Kulturpolitik

Wer schon 'mal Politikern wie Premierminister
Jacques Santer oder dem beigeordneten Kulturmini-
ster Rene Steichen zugehört hat, wie sie Abgeordne-
ten im Parlament oder Diskussionspartnern in Radio
oder Fernsehen antworten, ohne auf deren Fragen
einzugehen, weiß, was mit "dialogue de sourds"
gemeint ist. Eine schulbuchreife Lektion zu diesem
Stichwort lieferten beide, als sie denn Parlament Rede
und Antwort standen bei Gelegenheit der Interpella-
tion der DP-Abgeordneten Anne Brasseur zur Kul-
turpolitik am 27. November 1991. Auf die z.T. sehr

konkreten Fragen der Abgeordneten gaben sie ganz
einfach keine Antwort und verteidigten bloß ihre
konzeptlose:, auf Prestige bedachte Kulturpolitik.

So wurde der Plan, ein Zentrum für zeitgenössische
Kultur zu bauen, gegen Argumente verteidigt, die
niemand geäußert hatte. Die Rolle Luxemburgs als
Kulturhauptstadt der gesamten Saar-Lor-Lux-
Region wurde hervorgehoben, wogegen kein Gegner
des Museums auf Drei Eicheln etwas einzuwenden
hat. Das Insistieren aufdieser regionalen Rolle verrät
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allerdings manches über die geheimen, supraregio-
nalen Hoffnungen der politischen Promotoren des
Projekts.

Da wurdeganz pauschal der Vorwurfgeäußert, in der
Diskussion um das Pei-Museum werde Desinforma-
tion und Demagogie betrieben. Wer bei welcher Ge-
legenheit welche falsche Information verbreitet
habe, sagte wohlweislich kein Minister und kein
Mehrheitsabgeordneter; die eigene Regierung wäre
wahrscheinlich als erste in diese Schußlinie geraten.
Ist es nicht bezeichnend, daß selbst ein überzeugter
Anhänger des Pei-Projekts wie der Kunstkritiker
Lucien Kayser nicht an der Feststellung vorbei-
kommt: "Au moins deux années ont été perdues en
tergiversations. Pour la définition d'une conception
d'un musée/centre, pour l'esquisse d'une politique
d'achats, d'un programme d'expositions. Qui plus
est, rien n'a été fait pour vendre le produit, je veux
dire (...) pour sensibiliser l'opinion (les adversaires
ont été plus adroits)" (d'Letzeburger Land,
15.11.1991). (Besten Dank für das Kompliment;
vielleicht hatten die Gegner auch die überzeugende-
ren Argumente ...)

Noch immer kein Konzept

Bei der besagten Kammerdebatte gab es von Regie-
rungsseite immer noch keine näheren Angaben zu
Konzept und Programm, so als ob der Architekt
davon unabhängig planen könnte. Das Konzept
werde im "Exposé des motifs" des zukünftigen Ge-
setzesprojektes zu finden sein, meinte ausweichend
Minister Steichen. Auf die Frage, wann mit der An-
schaffung von Kunstwerken für das neue Museum
begonnen werde, da die von der Regierung ernannten
Kunstexperten eine jährliche Ausgabe in Höhe von 2
Millionen DM jährlich ab 1991 vorgeschlagen
haben, gab es ebensowenig eine Antwort wie auf die
von "forum" (Nr. 131, S. 3f.) aufgeworfene Frage,
die mehrere Abgeordnete aufgegriffen hatten, nach
den legalen Grundlagen für den Auftrag an den Ar-
chitekten I. M. Pei und die Verfassungsmäßigkeit der
an ihn bezahlten Honorare. Die Minister gingen
einfach nicht darauf ein. Herr Steichen behauptete
sogar, die Honorarsumme gar nicht zu kennen, das
sei Sache des Bautenministers.

Ein außergewöhnlich nervöser Premierminister
Santer brüstete sich, stets den Dialog mit seinen
Gegnern zu suchen und bewußt das Regierungspro-
jekt für Drei Eicheln nicht in die Öffentlichkeit ge-
bracht zu haben, uni niemanden zu verprellen. Dabei
organisierte er zwei Pressekonferenzen mit I. M. Pei
(1.6. und 12.9.1991). Und welchen Alternativprojek-
ten wollte er denn ihre Chance lassen, wenn er sein
Projekt niemanden aufdrängen wollte'? Auf die ganz
konkrete Frage nach der geplanten Fläche - den von
der Fondation Grand Duc Jean beantragten 12 000
qm stehen von Pei geplante 19 000 qm gegenüber -
blieben die Minister auch in dieser Dabatte jede Er-
klärung schuldig. Selbst der CSV-Fraktionspräsident
F. Colling beklagte sich, wenn auch nicht in öffent-
licher Sitzung, daß das Bautenministerium der parla-
mentarischen Kulturkommission, der er vorsteht, die
(provisorischen) Pläne des Architekten Pei vorent-
hält.

Der Regierungspräsident war sich auch nicht zu
schade, erneut den Direktor des Denkmalschutzamts
als Experten zu zitieren, der das Fort Thüngen als
Standort für das Kunstzentrum vorgeschlagen habe,
obschon inzwischen jeder weiß, daß Herr Calteux
seine ursprüngliche Auffassung revidiert hat und
auch die Regierung aufgefordert hat, einen anderen
Standort zu suchen. Von einem Redeverbot für den
Beamten wollte keiner etwas wissen; aber Minister
Steichen fand, es sei doch normal, daß ein Minister
einem Beamten vorschreiben dürfe, was er zu sagen
(und zu denken?) hat.

In Sachen Euroballet versprach Minister Steichen
erneut, die trotz Fiasko von 1991 im Budget 1992
erneut vorgesehene Summe von 20 Millionen werde
selbstverständlich nur ausgegeben, wenn die Verant-
wortlichen des Projekts endlich einen Finanzplan
vorlegen. Wie 1991?? In Sachen 'Kulturfabrik' und
Escher Schlachthof behauptete derselbe, mit keinem
konkreten Projekt befaßt zu sein. Und auf die Klas-
sierung des Gebäudekomplexes als historisches
Denkmal angesprochen, meinte er seelenruhig, im
Plauderton eines Stammtischgesprächs, er bezweife-
le, daß daran irgendetwas historisch wertvoll sei. Die
zuständige Denkmalschutzkommission oder den Di-
rektor des staatlichen Denkmalschutzamtes um Rat
fragen, wenn er schon die Gutachten von "Jeunes et
Patrimoine" und anderen Fachleuten nicht liest, fiel
ihm nicht ein. Doch mit Herrn Calteux spricht er ja
nicht mehr.

Auf viel wesentlichere Fragen, etwa die vom KP-Ab-
geordneten Änder Hoffmann angeschnittene Proble-
matik der interk:ulturellen Beziehungen und des aus-
ländischen Beitrags zur Luxemburger Identität ging
wohlweislich auch kein Regierungsvertreter ein.

Auf dem Weg zum
französischen
Demokratiemodell

Diese Art sich dem Dialog zu entziehen zeugt von
einer gewissen Arroganz der Macht, die auch unter
anderer Form bei den Abgeordneten der beiden
Mehrheitsfraktionen erkennbar wurde, als es um die
Abstimmung über die von der Opposition einge-
brachten Motionen ging. Eine DP-Motion hatte z.B.
einen LW-Leitartikel aufgegriffen und die Regierung
aufgefordert, der Nationalbibliothek die notwendi-
gen Kredite zur Verfügung zu stellen, um einen sehr
seltenen Einband des ehemaligen Gouverneurs Peter
Ernst von Mansfeld bei einer Versteigerung- in
London zu erstehen. Mit 36 Nein-Stimmen (gegen 18
Ja) wurde der Antrag von CSV und LSAP abge-
schmettert, obschon die Regierung später doch noch
10 Millionen zur Verfügung stellte. Ebenso erging es
einer Motion des GAP-Abgeordneten Fränz Bausch
zugunsten eines Kulturzentrums im ehemaligen
Escher Schlachthof; auch sie wurde mit 39 gegen 19
Nein-Stimmen bei einer Enthaltung abgelehnt,
obwohl der CSV-Fraktionspräsident Fränz Colling
und die LSAP-Abgeordnete Lydia Moutsch sich, z.T.
gegen die Meinung von Parteigenossen, für das
Projekt aussprachen.

Doch der Hang zur Unterhöhlung der Demokratie ist
in Wirklichkeit noch stärker als es in öffentlichen

Von einem
Redeverbot
für den Beam-
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keiner etwas
wissen; aber
Minister Stei-
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Parlamentssitzungen zum Ausdruck kommt. Aus den
Reihen der Regierungspartei LSAP trat in besagter
Kulturdebatte auffallenderweise nur der hauptstädti-
sche Abgeordnete René Kollwelter als Fraktions-
sprecher auf, dessen positive Einstellung zum Pei-
Projekt bekannt ist. Keiner der sechs LSAP-Kritiker,
die sich bis heute öffentlich gegen das Pei-Projekt
ausgesprochen haben, tat den Mund auf. Dasselbe
gilt übrigens für die zwei (uns namentlich bekannten)
CSV-Abgeordneten, die zur Zeit nicht vorhaben, für
das Projekt auf Drei Eicheln zu stimmen. Das
"Journal" sprach von einem "Maulkorb für sozialisti-
sche Museumsgegner" (27.11.1991). In den Kulissen
der Abgeordnetenkammer war einerseits zu erfahren,
daß diese Gegner 'freiwillig' auf eine Stellungnahme
im Kammerplenum verzichtet hatten, andererseits
aber auch, daß der Premierminister selbst in der so-
zialistischen Fraktion angerufen und mit dem Bruch

der Koalition gedroht habe für den Fall, wo es Quer-
treiber aus den Reihen der LSAP geben werde. Eine
andere Version will wissen, der Regierungspräsident
habe vorgehabt, mit einem Votum über das Pei-
Museum die Vertrauensfrage zu verbinden, um so die
LSAP-Museumsgegner in die Pflicht zu nehmen. Mit
anderen Worten: Der Hang zur Einführung eines prä-
sidialen Demokratiemodells nach französischem
Vorbild, wo der Griff zum Artikel 49.3 der Verfas-
sung gang und gäbe ist, laut dem ein Gesetz automa-
tisch angenommen ist, wenn kein Mißtrauensvotum
die Regierung vorher stürzen ließ, wird immer
stärker. Herr Sanier meinte ja schon mal vor Jahres-
frist in bezug auf die Auftragsvergabe an den Archi-
tekten I. M. Pei: "Wut den HärMitterand kann, kenne
mir (!) och!"

m.p.

Menschen auf der Flucht
Der Luxemburger Flüchtlingsrat hatte in der Woche vorm 18.-23. November erstmals eine Flüchtlings-
woche veranstaltet. Am Freitag, 22.11.1991 hielt Prof. Dr. Franz Nuscheleraus Duisburgeinen Vortrag
in der Nationalbibliothek, dessen Grundgedanken wir im folgenden nachzeichnen möchten.

Im Augenblick erleben wir die Flucht verzweifelter
Menschen aus Kroatien. Mit Bangem schauen jetzt
schon viele auf die Sowjetunion und die möglicher-
weise von dort einmal kommenden Menschennas-
sen. Einige Länder (z.B.: PL, CSFR, SF) haben die
Grenzen dichtgemacht. Umfragen über den neuen,
auf die Industrieländer zukommenden Flüchtlings-
strom setzen willkürliche Zahlen (zwischen 2 und 20
Millionen) in die Welt. Es wird kein Unterschied
mehr gemacht zwischen Auswanderern und Men-
schen, die einige Jahre bei uns arbeiten wollen. Asyl-
bewerber und Immigranten werden in den gleichen
Topf geworfen, auch wenn letztere schon seit Jahren
bei uns arbeiten und unsere Sprache sprechen.

Analysen ergeben, daß es keinen Zusammenhang
gibt zwischen der Ausländerzahl und der Xenopho-
bie. Während der Ausländeranteil in der ex-DDR nur
1% beträgt, ist im Osten der Frenndcnhaß eindeutig
aggressiver als in der ex-BRD, wo 7% Ausländer
leben (oder in Luxemburg, wo 27% Ausländer
leben). Die Xenophobie ist bedingt durch eigene Pro-
bleme: Den Menschen in der ex-DDR ging nach dem
Sturz der Mauer die Orientierung verloren, es fehlt
an Wohnungen und Arbeitsplätzen. Diese Verunsi-
cherungen werden von Politikern geschürt, dadurch
daß z.B. "Deutschstämmigen" Vorrang gegeben
wird. So konnten 1.5 Mio Aussiedler problemlos auf
dem deutschen Arbeitsmarkt untergebracht werden;
die Angst vor Arbeitslosigkeit ist also nur zum Teil
berechtigt. Oft heizen Politiker die Stimmung an, so
daß Extremisten sich legitimiert fühlen, gegen Aus-
länder Gewalt anzuwenden. Karikaturen, die wieder
ein neues Gespenst umgehen sehen, erzeugen Ängste
in Europa, spiegeln aber Irrealitäten wider. Mit der
Glaubwürdigkeit der Politiker, die noch vor kurzem
- zu Recht - Reisefreiheit und andere Menschenrech-
te im Ostblock forderten, ist es nunmehr ganz vorbei.

Auch bei unserm Nachbar Frankreich ist es keines-
wegs nur Le Pen, der fremdenfeindliche Demagogie
betreibt, auch etablierte Politiker unterliegen hier
einem Popularitätsdruck und greifen zu populisti-
schen Schlagworten. In Frankreich wird im nächsten
Jahrzehnt ein Zuzug von 20 bis 30 Mio. Menschen
aus Afrika erwartet. Natürlich ist diese Zahl abhängig
von der ökonomischen Entwicklung in Afrika.

Die internationalen Migrationen sind eine Folge des
wachsenden Wohlstandsgefälles, der erleichterten
Mobilität innerhalb einer zusammenwachsenden
Welt, der informationstechnologischen Vernetzung
der Welt und des Weltmarktes, der Barrieren besei-
tigt. Dies alles hat eine Wanderbewegung von Men-
schen zur Folge, die auf der Suche nach Arbeit sind.
Denn Arbeitskräfte gehen dahin, wo es Arbeit gibt.
Die vielbeschworene "Eine Welt" gilt nicht nur für
einen freien Transfer von Gütern und Kapital,
sondern auch für Personen.

Flüchtlinge sind Menschen, die aus Angst vor Ver-
folgung flüchten. Inwieweit die Qualität des Lebens
zu einem Fluchtzwang werden kann, ist schwierig zu
bestimmen. Die Armut ist auf jeden Fall ein Schub-
faktor; ein hoher Lebensstandard, ein Sogfaktor.

Die Anzahl der illegalen Arbeitsimmigranten nimmt
zu. Genaue Zahlen gibt es keine. Meistens handelt es
sich hierbei uni Menschen, für die ein Asylantrag
aussichtslos-ist.

Die größten Wanderungen findenden  allerdings inner-
halb von Afrika selbst statt. Ungefähr 35 Mio. (10%
der afrikanischen Bevölkerung) sind in Afrika unter-
wegs. Allein im Süden Afrikas sind es 10 Mio. Men-
schen. Da die Aufnahmepolitik in den Ländern
Afrikas viel besser ist als bei uns, ist der Druck auf
Europa abgeschwächt. Nur ein Zehntel der afrikani-
scheu Flüchtlinge verläßt den Kontinent. Es sind dies
vornehmlich Angehörige der Mittelschichten, kei-
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